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Kleine Anfrage 8528 
 
des Abgeordneten Alexander Steffen   FDP 
 
 
Befürwortet die Landesregierung eine Beschleunigung von Asylverfahren durch die 
Ausweitung der Liste der sicheren Herkunftsstaaten? 
 
 
Die Bundesregierung verfolgt das Ziel, Asylverfahren zu beschleunigen und dadurch sowohl 
die Ausländerbehörden als auch die Verwaltungsgerichte zu entlasten. Zu diesem Zweck 
wurde mit dem Gesetz zur Bestimmung sicherer Herkunftsstaaten durch Rechtsverordnung 
die Möglichkeit geschaffen, weitere sichere Herkunftsstaaten künftig durch Rechtsverordnung 
der Bundesregierung festzulegen. In einer ersten Rechtsverordnung wurden Albanien, 
Bosnien und Herzegowina, Georgien, Ghana, Kosovo, Republik Moldau, Montenegro, 
Nordmazedonien, Senegal und Serbien als sichere Herkunftsstaaten bestimmt. 
 
Bereits seit mehreren Jahren wird auf Bundesebene darüber diskutiert, weitere Staaten als 
sichere Herkunftsstaaten einzustufen. Entsprechende Gesetzesinitiativen – insbesondere 
hinsichtlich der Maghreb-Staaten – scheiterten in der Vergangenheit jedoch an der 
erforderlichen Zustimmung des Bundesrates. 
 
Die Einstufung eines Staates als sicherer Herkunftsstaat hat erhebliche Auswirkungen auf die 
Durchführung von Asylverfahren. Nach Artikel 16a Absatz 3 des Grundgesetzes wird bei 
Antragstellern aus sicheren Herkunftsstaaten grundsätzlich vermutet, dass sie dort keiner 
politischen Verfolgung ausgesetzt sind, sofern sie nicht Tatsachen vortragen, die diese 
Vermutung widerlegen. Asylanträge können dadurch unter den gesetzlichen Voraussetzungen 
als offensichtlich unbegründet abgelehnt und in beschleunigten Verfahren bearbeitet werden. 
 
Nach Angaben der Bundesregierung werden Klageverfahren gegen Entscheidungen über als 
offensichtlich unbegründet abgelehnte Asylanträge regelmäßig deutlich schneller 
abgeschlossen als Verfahren in sonstigen Asylsachen. Die Ausweitung der Liste sicherer 
Herkunftsstaaten wird daher von der Bundesregierung als ein wesentliches Instrument zur 
Beschleunigung von Asylverfahren angesehen. 
 
Gegen das Gesetz zur Bestimmung sicherer Herkunftsstaaten durch Rechtsverordnung hat 
die Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen Organstreitverfahren vor dem 
Bundesverfassungsgericht eingeleitet. Sie vertritt die Auffassung, dass die Bestimmung 
sicherer Herkunftsstaaten wegen der verfassungsrechtlichen Vorgaben des Artikels 16a 
Absatz 3 GG weiterhin eines Parlamentsgesetzes mit Beteiligung von Bundestag und 
Bundesrat bedürfe. 
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Vor diesem Hintergrund frage ich die Landesregierung: 
 
1. Teilt die Landesregierung die Rechtsauffassung der Bundesregierung, dass weitere 

sichere Herkunftsstaaten künftig durch Rechtsverordnung bestimmt werden können, 
oder die Rechtsauffassung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen, wonach 
hierfür weiterhin ein Bundesgesetz mit Zustimmung von Bundestag und Bundesrat 
erforderlich ist? 

 
2. Befürwortet die Landesregierung die im Rahmen einer Rechtsverordnung 

vorgenommene Einstufung von Albanien, Bosnien und Herzegowina, Georgien, Ghana, 
Kosovo, Moldau, Montenegro, Nordmazedonien, Senegal und Serbien als sichere 
Herkunftsstaaten? 

 
3. Befürwortet die Landesregierung eine mögliche Einstufung von Marokko, Algerien und 

Tunesien als sichere Herkunftsstaaten? Bitte begründen. 
 
4. Welche Auswirkungen erwartet die Landesregierung auf die Dauer von Asylverfahren 

sowie auf die Belastung der nordrhein-westfälischen Verwaltungsgerichte und 
Ausländerbehörden durch eine Ausweitung der Liste sicherer Herkunftsstaaten? 

 
5. Für welche weiteren Schritte zur Beschleunigung von Asylverfahren sowie 

Rückführungsverfahren setzt sich die Landesregierung ein? 
 
 
 
Alexander Steffen 
 


